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Die von einem Beamten nur proviſoriſch innegehabte Rangsclaſſe begründet 
für die Witwe nicht den Anſpruch anf die dieſer Rangsclaſſe entſprechende 
Witwenpenſion. 

Für Gegenden, welche von wuthkranken oder wuthverdächtigen Hunden durch⸗ 
ſtreift werden, kann unter der Sanction des Artikels I, § 45 des Geſetzes 
vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. Nr. 51, die politiſche Behörde auch anordnen, 
daß nicht an die Kette gelegte Hunde mit einem ſicheren Maulkorbe zu ver⸗ 
ſehen und an der Leine zu führen find. ($ 20, lit. e und 8 35, Alineg 8 
des Geſetzes vom 29. Februar 1880, R. G. Bl. Nr. 35.) 
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Erledigungen. 


Das neue Patentgeſetz. 
Von Otto Mayr, Amtsrath in St. Pölten. 


Die ſoeben erſchienene Verordnung der Miniſterien des Handels 
und der Juſtiz vom 15. September 1898, womit das Geſetz vom 
11. Jänner 1897, R. G. Bl. Nr. 30, betreffend den Schutz von Er- 
findungen, als Patentgeſetz nach einer nahezu zweijährigen vacatio legis 
mit 1. Jänner 1899 in Wirkſamkeit geſetzt wird, bietet Anlaß, die 
Gründe für die Schaffung dieſes Geſetzes, deſſen leitende Grundſätze ſo⸗ 
wie deſſen Zweckmäßigkeit für das praktiſche Leben, ſoweit dies menſch⸗ 
lichem Ermeſſen möglich iſt, etwas eingehender zu betrachten. 

Wie jedes Geſetz ein Kind ſeiner Zeit, iſt auch das nunmehr in 
den letzten Zügen liegende Privilegiengeſetz vom 15. Auguſt 1852 aus 
den damaligen wirthſchaftlichen Bedürfniſſen und aus deren ihrer Be— 
deutung entſprechenden Erſaſſung hervorgegangen. Die techniſchen Wifjen- 
ſchaften waren noch entwicklungsbedürftig, der ſchöpferiſche Erfindungsgeiſt 
infolgedeſſen noch nicht von dieſen mächtigen Factoren der Technik, wie 
heute, unterſtützt, gefördert, ja mit unwiderſtehlichem Drange vorwärts 
getrieben. Es erforderte daher auch die Erfindung nicht den intenſiven 
Schutz von heute, und muß ſomit das alte Privilegiengeſetz für die Zeit 
ſeines Entſtehens als ein gut redigirtes, für viele Staaten ſogar muſter⸗ 
giltiges Geſetz bezeichnet werden. 

Wie bekannt, find beſonders volkswirthſchaftliche Geſetze einer ſteten 
Reform bedürftig, weil ſie der durch die fortſchreitende Entwicklung be⸗ 
dingten Aenderung N der wirthſchaftlichen Lage wegen Verſchiebung der 
Geſetzesprämiſſen nicht mehr Stand zu halten vermögen. Es empfiehlt 
ſich daher, ſoll die Geſetzgebung ihrer Pflicht gegen die Geſellſchaft ent⸗ 
ſprechen, eine fortwährende und ſcharſe Beobachtung dieſer wirthſchaftlichen 
Metamorphoſen. Gerade in dieſer Richtung hat ſich auf gewerblichem 
und induſtriellem Gebiete der niederöſterreichiſche Gewerbeverein große Ver⸗ 
dienſte erworben, und er iſt es auch, der zuerſt, und zwar im Jahre 1863, 
auf die immer mehr zutage tretende Unzulänglichkeit des alten Privilegien⸗ 
gefetzes hinwies, bis ſich endlich dieſe Erkenntniß im allgemeinen Urtheile 


einte, daß das Geſetz dem raſchen Aufſchwunge der techniſchen Wiſſen— 
ſchaft und Induſtrie und der hiedurch erzeugten weitausgreifenden Bewegung, 
welche ſeit Beginn der Siebzigerjahre auch in Oeſterreich auf die Reform 
des induſtriellen Urheberrechtes hinarbeitete, nicht mehr Stand zu halten 
vermochte; alle betheiligten Kreiſe Oeſterreichs fühlten in Würdigung 
der großen Bedeutung eines kraftvollen und umfaſſenden Schutzes der 
gewerblichen Urheberrechte, der die induſtrielle Blüthe der weſtlichen Cultur— 
ſtaaten ſo mächtig und in kaum einzuholendem Maße gefördert hat, nur 
zu gut das unabweisbare Bedürfniß nach Verbeſſerung der heimiſchen, 
auf dieſem Gebiete des öffentlichen Rechtes veralteten und mangelhaft 
gewordenen Geſetzgebung. 

Durch zunehmende fachliche Organiſation aller Elemente, der handels⸗ 
politiſchen, gewerblichen und ſocialpolitiſchen Intereſſenkreife, welche den 
Ausdruck der wirthſchaftlichen Strömungen ſtets gebildet haben und deren 
Gutachten der Regierung als werthvolle Informationen von berufener 
Seite maßgebend ſein mußten, wurde allmählich ein Sammelpunkt ge⸗ 


ſchaffen, der die Regierung zu einem centripetalen Streben nach dieſer 


Richtung veranlaßte, um den auf thatſächlichen Erfahrungen beruhenden 
Anſprüchen und Anſichten der verſchiedenen wirthſchaftlichen Claſſen gerecht 
zu werden. 

Eine ſolche Gruppe erfahrener Fachmänner vereinigte in ſich der 
niederöſterreichiſche Gewerbeverein, als in ihm bereits zu Beginn der 
Sechzigerjahre die Frage des Erfindungsſchutzes zur Erörterung gelangte, 
der von Profeſſor Neumann Ritter von Spallart als unnütz, ja geradezu 
ſchädlich bezeichnet wurde, bald darauf aber einen wackren Vertheidiger 
in Dr. Dorn fand. Die Erkenntniß eines unbedingt erforderlichen inten- 
ſiveren Erfinderſchutzes ſand immer mehr Boden, und ſo kam es, daß 
die bahnbrechenden, dem deutſchen Patentgeſetze vom Jahre 187. zu⸗ 
grunde liegenden Beſchlüſſe des Wiener Patentcongreſſes vom Jahre 1873 
im genannten Vereine die eingehendſte Würdigung fanden, ſo daß der— 
ſelbe mit dem öſterreichiſchen Ingenieur- und Architektenverein und der 
Wiener Handels- und Gewerbekammer den Impuls zu dem internationalen 
Patentcongreſſe zu Paris!) (1878) gab, deſſen Ergebniß eine regere 
Reformbewegung, ſpeciell in den Oſt- und Sitdftanten Europas hervor— 
rief. Dieſer Reformbewegung entſprang für Oeſterreich im Jahre 1881 
ein Patentgeſetzentwurf mit „Aufgebotsverfahren ohne Vorprüfung“, der 
im Jahre 1883 nach einer eingehenden Beſprechung im niederöſter— 
reichiſchen Gewerbevereine auch im Patentausſchuſſe des Abgeordneten- 
hauſes zur Berathung gelangte und als Grundlage für die weiteren Ver— 
handlungen mit der ungariſchen Regierung im Sinne des damals geltenden 
Artikels XVI des Zoll- und Handelsbündniſſes angenommen wurde. 
Was dieſe Reformen im allgemeinen ihrem Inhalte nach betrifft, ſo 
mußten dieſelben, ſollte ein darauf gebautes Geſetz den durch die Vor⸗ 
bilder in fremden Staaten (ſpeciell England) hochgeſpannten Anforderungen 
nur halbwegs nachkommen, eine weſentliche und umfaſſende Abänderung 
des alten Privilegiengeſetzes vom Jahre 1852 bedingen; ſie mußten die 
Wirkung zu äußern vermögen, die Unantaſtbarkeit der gewerblichen Urheber⸗ 

1) Congres international de la propriete industrielle tenu à Paris du 5 au 
17. Septemb. 1878. Comptes rendus stenographiques, Paris, Imprim. nation. 1879. 
Deutſches Patentblatt, Nr. 38 u. ff. 


rechte auch in jenen Kreiſen zum Bewußtſein zu bringen, in welchen das 
Verſtändniß hiefür im vollen Maße noch nicht vorhanden war, ſie mußten 
imſtande fein, die Ueberzengung hervorzurufen, daß der Schutz des 
Einzelrechtes eine Wohlthat für alle bedeute, ſie mußten, um es bündig 
auszudrücken, geeignet ſein, auch dem Staate Oeſterreich den Beitritt 
zur Staaten-Union für den Schutz des gewerblichen Eigenthums gleich 
jenen Ländern zu ermöglichen, welche das Geltungsgebiet des individuellen 
Urheberrechtes auf den Geſammtkreis der civilifirten Staaten auszu— 
dehnen bereit find. Das neue Patentgeſetz in Oeſterreich muß'e daher 
möglichſt übereinſtimmend mit jenen Principien geſtaltet werden, welche 
vom Pariſer internationalen Patentcougreß zum Schutze des gewerb— 
lichen Eigenthums ausgingen und wegweiſend tu alle Culturländer vor— 
drangen. 

Die Erfüllung dieſer Anforderungen war keine leichte, es bedurfte 
vor allem des vollen Erfaſſens des im Erfinderrechte enthaltenen Begriffes 
nach feiner geuetiſchen Seite, der vollen Klarlegung feines Verhältniſſes 
zu anderen Rechtsſphären. Bei der Frage nach der Berechtigung des Er 
finderſchutzes begegnet man ſofort der Thatſache, daß ſich da zwei einander 
entgegenarbeitende, ſich gegenſeitig beſchränkende Intereſſen gegenüber— 
ſtehen, das Intereſſe der ausſchließlichen Herrſchaft über den Gegenſtand 
der Erfindung und das durch dieſe privilegirte Stellung in der Geſell— 
ſchaft geſtörte oder wenigſtens beeinträchtigte Intereſſe des Verkehrs. 
Jede Erfindung zeigt ſomit ein Janus-Geſicht, eine ſchaffende Kraft 
auf der einen, eine vernichtende auf der andern Seite. Schaffend 


tritt der Erfinder als geiſtiger Schöpfer eines in productiver Arbeit 


verwirklichten Gedankens in das induſtrielle Leben ein und fordert dabei 
gleichzeitig von der Geſellſchaft die alleinige Domäne über ſeine Schöpfung 
auch dann noch, wenn dieſelbe bereits im großen Kreislaufe des Ver— 
kehres wiederholt in Erſcheinung getreten iſt. Damit beginnt die ver- 
nichtende Thätigkeit des Erfinders, er ſetzt ſeinen ſchrankenloſen monopol— 
artigen Anſpruch dem ſocialen Rechte auf Arbeit entgegen, er drängt 


in demſelben Maße, als er feiner Erfindung entſtammende wirthfchaft- | 


liche Güter auf den großen Markt bringt, die bisher für die Hervor— 


bringung verwandter Güter erforderliche Arbeit und damit deren Er⸗ 


zeugniſſe zurück oder vermindert wenigitens den in Lohn ausgedrückten 
Werth dieſer Arbeit. Es iſt daher Pflicht der Geſetzgebung, für welche 
dieſe entgegenſtrebenden zwei Intereſſen als vou der gleichmächtigen ſittlichen 
Kraft belebte Factoren gleichwerthig fein müſſen, hier dadurch vermittelnd 


zu wirken, daß der Beſchränkung gewerblicher Rechte durch noch zweifel- | 


hafte Auſprüche eines Erfinders damit die nothwendigen Grenzen geſetzt 
werden, daß jede Erfindung früher fachmänniſch und gewiſſenhaft auf 
ihren inneren volkswirthſchaftlichen Werth geprüft werde, bevor ihr von 
der Staatebehörde der Charakter eines induſtriellen Monopols zuerkannt 
wird. Zweifellos zu weit iu dieſer Richtung gehen die heute nur mehr 


vereinzelt daſtehenden Gegner des Patentſchutzes. Es iſt ja richtig, daß 


das Gewerberecht des Bürgers, ſein Recht auf freie Arbeit ein poſitives 
geſetzlich zu ſchützendes iſt, während der Patentſchutz für den rechtlichen 
Inhalt des Erfinderanſpruches immer nur eine Vermuthung begründen 
kann, deren Entkräftung durch Gegenbeweis immer zu gewärtigen iſt. 
Jeder Erfindung haftet, wie Dr. Brunſtein ) treffend bemerkt, das tragiſche 


Moment an, daß ſie beladen mit dem Fluche der Zweifelhaftigkeit in 


Betreff ihrer legitimen Abſtammung ins Leben tritt, dasſelbe friſtet und 
beſchließt. Doch bedarf der menſchliche Geiſt als Auſmunterung oder 
Stimulans zur Bethätigung der ihm innewohnenden ſchöpferiſchen Kraft 
einer gewiſſen Ausſicht auf ihm dadurch erwachſenden materiellen Nutzen; 
ja die Rechtsüberzeugung nahezu aller Staaten der Erde (Holland hat 
heute noch keinen Patentfchutz) geht dahin, daß dem Erfinder ein geſetz⸗ 
licher Anſpruch auf einen feiner Leiſtung entſprechenden Lohn zu ſichern 
ſei, und dieſes Poſtulat hat in 64 beſtehenden Patentgeſetzen obligatoriſchen 
Ausdruck gefunden. In der Erkenntniß, daß jede wirkliche Erſindung 
für die Induſtrie eine fortſchreitende Entwicklung bedeutet, welche ihr 
in ihrem Wettbewerbe mit gleichen die Erfindung nicht genießenden 
Induſtrien, zum dominirenden Erfolge verhilft, muß jeder Staat aus 
Selbſterhaltungstrieb im Concurrenzkampf mit anderen Staaten den Er⸗ 
findungsfchu bei Vorhandenſein der geſetzlich geforderten Vorausſetzungen 
gewähren. Wir haben beobachten können, daß die engliſche und amerikaniſche 
Induſtrie auf ihre hohe Entwicklungsſtufe nur durch frühzeitigen und 
zielbewußten Patentſchutz, England ſeit 1623, Amerika ſeit 1787 ge- 
hoben wurde. Erklärte doch, wie uns Pieper in ſeinem „Erfindungsſchutz“, 
Seite 197 mittheilt, der amerikaniſche Patentcommifſär J. M. Thacher 


) Zur Reform des Erfinderrechtes, Wien 1885, Manz. 
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am Patentcongreſſe zu Wien ſelbſt, daß in den Vereinigten Staaten von 
Amerika ſechs bis ſieben Achtel der Induſtriecapitalien in Induſtrien 
angelegt ſind, die mit Patentſchutz arbeiten. Und ſo haben ſich endlich 
in Europa auch die Schweiz mit Bundesgeſetz vom 29. Juni 1888 
und Dänemark mit Geſetz vom 13. April 1894 den Patentſchutzſtaaten 
angegliedert, um ebenbürtig mit dieſen in den induſtriellen Wettbewerb 
eintreten zu können. Die große Rolle, welche Gegner des Erfindungs- 
ſchutzes bei Erfindungen dem Zufalle zutheilen, ſchrumpſt bei der Er— 
wägung zuſammen, daß der Zufall wohl die äußere Veranlaſſung zu 
einer Erfindung bilden, nie aber deren geiſtige Ausbildung und techniſche 
Verwerthbarmachung für die Allgemeinheit erſetzen kaun. 

Die Exiſtenzberechtigung des Erfindungsſchutzes dürfte hiemit er 
wieſen ſein. 

Uns beſchäftigt heute nicht mehr die akademiſche Frage nach der 
rechtlichen Natur oder Conſtruction des Erfinderrechtes, ob dasſelbe als 
im Vertragsverhältniß uach der Rouſſeau'ſchen Vertragstheorie (1762), 
worauf Ammermüller und Renonard ihre Lehre bauen, aufzufaſſen oder 
nach der der franzöſiſchen Revolution (1791) entſtammenden Eigenthums⸗ 
theorie zu behandeln ſei, ob auf dasſelbe die Lohntheorie oder die 
in jüngſter Zeit aufgeſtellte Urheberrechtstheorie, mehr oder weniger 
berechtigt, anzuwenden ſei; wir wollen vielmehr auf Grund der voraus⸗ 
geſchickten allgemeinen Erörterungen unterſuchen, welche Mängel des 
alten Privilegiengeſetzes deſſen Moderniſirung in das mit 1. Jänner 1899 
in Kraft tretende Patentgeſetz veranlaßt haben und auf welchen Grund— 
ſätzen dieſe Moderniſirung fußt. Dafür, daß das neue Patentgeſetz den 
Anforderungen der Neuzeit vollgiltig entſprechen werde, find alle Voraus⸗ 
ſetzungen vorhanden, und geben uns die eingehendſten Studien und die 
ſorgſam ausgearbeiteten fachmänniſchen Gutachten, die feinem Zuftande- 
kommen vorausgegangen ſind, die ſicherſte Gewähr für deſſen entſprechende 
Functionirung. Es bürgt aber auch dafür die weitausblickende Perſpective, 
die in neuerer Zeit in den Centralſtellen unter ſteter Fühlungnahme 
mit hervorragenden Fachkreiſen die Induſtrialpolitik Oeſterreichs beherrſcht 
und erſt jüngſt wieder in dem Erlaſſe der Miniſterien des Innern und 
des Handels vom 27. September 1898, 3. 31.254, zum Schutze der großen 
entwicklungsfähigen Induſtrie Oeſterreichs die weiteſtgehenden Schutzmaß⸗ 
regeln trifft, von der richtigen Einſicht geleitet, daß dieſer Beſtand 
heute als entſcheidender Factor in der ganzen volkswirthfchaftlichen und 
ſtaatsfinanziellen Structur des öſterreichiſchen Staatsgebietes in Betracht 
kommt und nur dann als ſolcher erhalten bleibt, wenn der weiteren 

Entwicklung der Induſtrie die aufmerkſamſte Fürſorge zugewendet und 
zu dieſem Zwecke die Bethätigung gefunden Unternehmungsgeiſtes nach 
allen Kräften unterſtützt und gefordert wird. 


Fortſetzung folgt.) 


Mittheilungen aus der Praris. 

Die von einem Beamten nur proviſoriſch innegehabte Rangselaſſe 
begründet für die Witwe nicht den Anſpruch auf die dieſer Rangs⸗ 
elaſſe entſprechende Witwenpenſion. 

Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 7. Juli 1898 gepflogenen 
öffentlichen Verhandlung über die Klage de praes. 30. April 1898, 
Z. 173 R. G., der Filomena Baumeiſter in Leſina durch Dr. Alois 
Ziliotto in Zara gegen die k. k. Regierung (die k. k. Miniſterien des 
Innern und der Finanzen) wegen Anweiſung einer höheren Penſion zu 
Recht erkannt: Das Klagebegehren wird abgewieſen. 

Gründe: Mit dem Decrete vom 31. Jänner 1897, Nr. 405, 
hat die k. k. dalmatiniſche Statthalterei der Klägerin über ihr Penſions⸗ 
anweiſungs⸗Geſuch nur jene Beträge bewilligt, welche ihr als Witwe 
nach einem Beamten XI. Rangsclaſſe gebüren würden, und der von ihr 
eingebrachte Recurs wurde von dem k. k. Miniſterium des Innern im 
Einvernehmen mit dem k. k. Finanzminiſterium mit dem Decvete vom 
16. Jänner 1898, Nr. 810, abgewieſen. Die Klägerin meint, daß dieſe 
Entſcheidungen auf einer irrigen Auslegung des Geſetzes beruhen. Ihr 
Gatte habe zur Zeit ſeines Ablebens die Stelle eines Rechnungs⸗Officials 
bekleidet, wozu er mit dem Statthalterei-Erlaſſe vom 28. Juni 1895, 
Nr. 2240, proviſoriſch ernannt worden ſei, und für welche Stelle 
die X. Rangsclaſſe ſyſtemiſirt ſei. Allein die Behörden behaupten, daß 
einem proviſoriſchen Beamten und folglich auch feiner Witwe die Penfion 
nur in dem für die von ihm in definitiver Weiſe bekleidete Stelle ſeſt⸗ 
geſetzten Ausmaße gebüre. Dieſe Anſchanung wird geſtützt auf den 


2. Abſatz des ST des Geſetzes vom 15. April 1873, R. G. Bl. Nr. 47, 
nach welchem Beamten, die auf einen ſyſtemiſirten höheren Dienſtpoſten 
nur proviſoriſch ernannt find, die dem Range dieſer höheren Dienſtes⸗ 
ſtelle entſprechenden Bezüge erſt dann, wenn ihnen dieſer höhere Dienſt— 
poſten definitiv verliehen wird, gebühren, ferner auf § 5 des Geſetzes 
vom 14. Mai 1896, R. G. Bl. Nr. 74, welcher beſtimmt, daß die 
Penſionen der Witwen der in eine beſtimmte Rangsclaſſe eingereihten 
oder den Titel und Charakter dieſer Rangsclaſſe führenden Staats- 
beamten in fixen, dieſer Rangsclaſſe entſprechenden Jahresbeträgen feit- 
geſetzt werden. Die Klägerin bemerkt hiezu, daß ihr Gatte thatſächlich 
die für die X. Rangsclaſſe ſyſtemiſirten Emolumente bezogen hat, wie 
aus dem Ernennungsdecrete hervorgeht. Für die Feſtſetzung der Rangs⸗ 
claſſe ſei weder der § 2 noch der § 7 des Geſetzes vom 15. April 1873, 
R. G. Bl. Nr. 45, maßgebend, ſondern lediglich der § 1 desſelben. Der 
Gatte der Klägerin habe laut des Ernennungsdecretes ſogar den Eid 
als Beamter der X. Rangsclaſſe geleiſtet. Jedenfalls müſſe der Finanz⸗ 
Miniſterial Erlaß vom 4. Auguſt 1897, Nr. 15.897, Geltung haben, 
nach welchem die bereits erworbenen Verſorgungsanſprüche der Staats- 
diener auch auf deren betheilungsfähige Angehörige übergehen und hat 
jeder Activbezug, welcher der Bemeſſung des Ruhegenuſſes für einen 
Staatsdiener zugrunde zu legen iſt, ſtets auch die Grundlage für die 
Verſorgungsgenüſſe feiner Angehörigen zu bilden und find demnach die 
Witwen und Waiſen penſionsfähiger Beamten nach dem letzten Activitäts⸗ 
gehalte des Gatten, reſpective des Vaters, ohne Rückſicht, ob dieſer Be⸗ 
zug ein definitiver oder blos proviſoriſcher war, zu behandeln. Auf 
Grund dieſer Ausführungen ſtellt die Klägerin die Bitte, das k. k. Reichs- 
gericht wolle erkennen, die Regierung ſei ſchuldig: J. ihr die Penſion, 
welche den Witwen nach in die X. Rangclaſſe eingereihten Staats— 
beamten oder nach ſolchen, welche den Titel und Charakter dieſer Rangs— 
claſſe führen, gebürt, das iſt die Penſion von jährlichen 500 fl., ſo— 
wie die Erziehungsbeiträge von je 100 fl. jährlich für jedes ihrer drei 
Kinder flüſſig zu machen; II. der Klägerin die Mehrbeträge, welche ihr 
zugekommen wären, wenn ihr anſtatt der Penſion von jährlichen 400 fl. 
und der Erziehnngsbeiträge von jährlichen je 80 fl. für jedes Kind die 
obangeführten Beträge ſeit 1. Februar 1897 angewieſen worden wären, 
zu bezahlen; III. die geſetzlichen Verzugszinſen von den die Differenz 
bildenden Beträgen, zwiſchen dem von ihr Bezogenen und dem ihr Ge— 
bürenden, ſeit den jeweiligen Fälligkeitsterminen zu bezahlen; IV. 50 fl. 
als die Differenz zwiſchen dem Betrage, welcher ihr als Sterbequartal 
angewieſen wurde, und jenem, der ihr aus dieſem Titel anzuweiſen 
geweſen wäre, zu bezahlen und ihr die Proceßkoſten zu erſetzen. 

Von Seite des k. k. Miniſteriums des Innern wurde eine Gegen- 
ſchrift nicht erſtattet; der Vertreter desſelben bei der mündlichen Ver⸗ 
handlung hat aber Folgendes geltend gemacht. Der Gatte der Klägerin 
ſei im Jahre 1890 zum definitiven Rechnungs-Aſſiſtenten, 1895 zum 
pꝛoviſoriſchen Rechnungs⸗Official ernannt worden, und zwar letzteres unter 
Zuweiſung der Differenz der Aſſiſtenten- und Officialsbezüge als Zu- 
lage für die Zeit der proviſoriſchen Verwendung. Baumeiſter habe bis 
zu ſeinem am 8. Jänner 1897 erfolgten Tode die Dienſtesſtelle eines 
Officials nur proviſoriſch bekleidet und zur Zeit ſeines Todes folgende 
Bezüge genoſſen: 700 fl. als Gehalt, das iſt den Gehalt der XI. Rangs⸗ 
claſſe in der zweiten Gehaltsſtufe, in welch letztere er erſt nach ſeiner 
Ernennung zum proviſoriſchen Official vorgerückt ſei; 120 fl. als Activi- 
täiszulage der XI. Rangsclaſſe, ſchließlich 240 fl. als Differenzialzulage. 
Infolge der nur proviſoriſchen Ernennung habe Baumeiſter den Anſpruch 
auf die ſyſtemmäßigen Bezüge der X. Rangsclaſſe und den Rang dieſer 
Rangsclaſſe nicht erworben, ſomit habe das Miniſterium des Innern die 
Entſcheidung der Statthalterei, welche für die Hinterbliebenen die Bemeſſung 
der Verſorgungsgenüſſe nach Maßgabe der X. Rangsclaſſe ablehnte, be- 
ſtätigen müſſen. Der von der Klagsſeite beruſene Erlaß vom 4. Auguſt 
1871 habe den Fall des proviſoriſch verliehenen höheren Activitäts— 
gehaltes im Auge, treffe alſo hier nicht zu, da Baumeiſter nicht den 
Gehalt der X. Rangsclaſſe, ſondern nur eine Differenzialzulage zur Aus⸗ 
gleichung der Bezüge bezogen habe. 

Auch im Sinne dieſes Miniſterial-Erlaſſes käme übrigens nur 
der Activitätsgehalt Baumeiſter's im Betrage von 700 fl. in Betracht. 

Die Klage muß aus folgenden Erwägungen abgewieſen werden: 

$ 7 des Geſetzes vom 15. April 1873, R. G. Bl. Nr. 47, lautet 
wörtlich: 

„Das Ausmaß der Bezüge wird nach dem Rang beſtimmt, welcher 
der Stelle zukommt, die der Beamte definitiv einnimmt. Beamten, 
welche nur Titel und Charakter einer höheren Dienſtkategorie haben 
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oder auf einen ſyſtemiſirten höheren Dienſtpoſten nur proviſoriſch 
ernannt ſind, gebüren die dem Range dieſer höheren Dienſtſtelle ent⸗ 
ſprechenden Bezüge erſt dann, wenn ihnen dieſer höhere Dienſtpoſten 
definitiv verliehen wird.“ 

Dem Gatten der Klägerin wurde die Officialsſtelle ausdrücklich 
nur in proviſoriſcher Weiſe verliehen, wobei ihm zugeſichert wurde, 
daß auf die Zeit der proviſoriſchen Verwendung die Differenz zwiſchen 
dem bisherigen Gehalte und den Gebühren der X. Rangsclaſſe als Zur 
lage flüſſig gemacht werden wird. 

Da alſo derſelbe ansdrücklich nur proviſoriſch auf einen Dienſt— 
poſten der X. Rangsclaſſe berufen worden war, ſo gebüren ihm die 
entſprechenden Bezüge noch nicht, und wenn ihm für die Zeit der provi— 
ſoriſchen Verwendung die Differenz zwiſchen dem bisherigen Gehalte und 
den Gebüren der X. Rangsclaſſe als Zulage zugeſichert wurde, fo 
erſcheint dies als eine individuelle Begünſtigung und nicht als ein Aus 
fluß einer allgemeinen Norm. 

Nach § 5 des Geſetzes vom 14. Mai 1896, R. G. Bl. Nr. 74, 
ſind die Penſionen der Witwen in fixen, der Rangsclaſſe entſprechenden 
Jahresbeträgen feſtgeſetzt, und da der Gatte der Klägerin zur Zeit ſeines 
Todes nur proviſoriſch einen höheren Dienſtpoſten innehatte, ſonach 
definitiv noch nicht der X. Rangsclaſſe angehörte, ſo war auch die 
Penſion der Witwe, ſowie der Erziehungsbeitrag der Kinder und das 
Sterbequartal nicht der X. Rangsclaſſe entſprechend anzuweiſen. 

Der von der Klägerin ebenfalls angerufene $ 6 desſelben Geſetzes 
paßt nicht auf ihren Fall, da ſie nicht in der Lage iſt, beſondere 
Beſtimmungen für ſich geltend zu machen, welche ihr günſtiger wären 
als das gegenwärtig giltige Geſetz. 

Der Gatte der Klägerin hat niemals den Anſpruch auf einen 
Ruhegenuß, wie er für die X. Rangsclaſſe beſtimmt iſt, erworben, und 
folglich iſt auch der Finanz⸗Miniſterial⸗Erlaß vom 4. Auguſt 1871, 
Nr. 15.897, für ſie ohne Bedeutung. 

Der Klageanſpruch der Filomena Baumeiſter iſt daher geſetzlich 
unbegründet. 


(Erk. d. k. k. Reichsgerichtes v. 7. Juli 1898, Z. 240.) 


Für Gegenden, welche von wuthkranten oder wuthverdächtigen 

Hunden durchſtreift werden, kann unter der Sanetion des Artikels J. 

S 45 des Geſetzes vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. Nr. 51, die politiſche 

Vehörde auch anordnen, daß nicht an die Kette gelegte Hunde mit 

einem ſicheren Mautkorbe zu verſehen und an der Leine zu führen find. 

(S 20, lit. e und 8 35, Aliuea 8 des Geſetzes vom 29. Februar 1880, 
R. G. Bl. Nr. 35.) 


Der Caſſationshof hat mit Plenarentſcheidung vom 25. Mai 1898, 
Z. 7213, über die von der Generalprocuratur erhobene Nichtigkeits— 
beſchwerde zur Wahrung des Geſetzes gegen die vom Bezirksgerichte in 
Freudenthal am 11., 18. und 25. Februar 1898 gefällten und vom 
Landes⸗ als Berufungsgerichte in Troppau am 12., 14. und 19. März 
1898 beſtätigten Erkenntniſſe, mit welchen Alois N. und andere von 
der Anklage wegen der im Artikel I, § 45 des Geſetzes vom 24. Mai 
1882, R. G. Bl. Nr. 51, bezeichneten Uebertretung gemäß § 259, 3. 3 
St. P. O. freigeſprochen wurden, zu Recht erkannt. 

Durch die bezeichneten Urtheile des Bezirksgerichtes in Freuden⸗ 
thal und durch die dieſelben beſtätigenden Erkenntniſſe des Landes- als 
Berufungsgerichtes in Troppau wurde das Geſetz in den Beſtimmungen 
des Artikels I, § 45 des Geſetzes vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. Nr. 51, 
verletzt. 


Gründe: Anläßlich des Vorkommens vom Wuthkrankheitsfällen 
hatte die Bezirkshauptmannſchaft Freudenthal mit Erlaß vom 15. Jänner 
1898, Z. 1106, für beſtimmte Ortſchaften ihres Bezirkes angeordnet, 
daß „Hunde entweder an die Kette zu legen, oder mit einem das 
Beißen vollkommen unmöglich machenden Maulkorb zu verſehen und an 
der Leine zu führen ſeien“. Wegen Zuwiderhandelus gegen dieſe Anordnung 
wurde Alois N., deſſen Hund zwar einen Maulkorb trug, aber herum 
lief, nach Artikel I, § 45 des Geſetzes vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. 
Nr. 51, vor dem Bezirksgerichte in Freudenthal belangt, mit deſſen 
Erkenntniß vom 11. Februar 1898 jedoch aus dem Grunde freigeſprochen, 
weil die Bezirkshauptmannſchaft, inſofern fie abweichend von § 35, 
Alinea 8 des Geſetzes vom 29. Februar 1880, R. G. Bl. Nr. 35, vor⸗ 
ſchrieb, daß die Hunde mit einem Maulkorbe zu verſehen und an der 
Leine zu führen ſind, das Geſetz überſchritten hat. Die Berufung des 
ſtaatsanwaltlichen Functionärs blieb erfolglos. Das Landesgericht Troppau 
eignete ſich unter Anrufung des Artikels 7 des Staatsgrun dgeſetzes vom. 
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21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 144, den erſtrichterlichen Stand⸗ 
punkt an und beſtätigte unterm 12. März 1898 das Freiſprechungs⸗ 
erkenntniß. In den Entſcheidungegründen wird hervorgehoben, die Er— 
laſſung von Normen, welche über den Rahmen des allgemeinen Thier- 
krankheitengeſetzes hinausgreifen, ſei der Verwaltungsbehörde nicht be— 
nommen, dieſe haben aber dann nicht die Wirkung von auf Grund des 
Geſetzes erlaſſenen Anordnungen, und ihre Nichtbeachtung könne nur im 
adminiſtrariven Wege geahndet werden. Daß gegebenen Falles die 
Cumulierung der Schutzmaßregeln des Maulkorbes und der Leine amtlich 
mit dem häufigen Auftreten der Wuthkrankheit im Bezirke und mit der 
außerordentlichen Gefahr derſelben für das Leben und die Geſundheit 
von Menſchen begründet wird, beirre die Berufungsinſtanz nicht, weil 
einerſeits das Geſetz ſelbſt mit der zuläſſigen Schutzmaßregel des allge— 
meinen und ausnahmsloſen Kettenzwanges die wirkſamſte Handhabe zur 
Bekämpfung dieſer Gefahr bietet, und weil anderſeits das adminiſtrative 
Straſrecht zur Erzwingung der Befolgung erlaſſener Vorſchriften nicht 
minder geeignet iſt, als das gerichtliche. Genau aus denſelben Motiven 
wurden von den genannten Gerichtsbehörden ferner zwölf andere Ange— 
klagte freigeſprochen. Alle Erkenntniſſe beruhen auf der Anſicht, daß der 
oben bezogenen Vorſchrift der Bezirkshauptmannſchaft die im Artikel J, 
§ 45 des Geſetzes vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. Nr. 51, voraus- 
geſetzte Eigenſchaft einer auf Grund des Geſetzes vom 29. Februar 1880, 
R. G. Bl. Nr. 35, erlaſſenen Anordnung nicht zukomme. Allein dieſe 
Anſicht hält nicht Probe. 

Die Gerichtsbehörden vergegenwärtigen ſich nicht die zwiſchen 
den §§ 20 und 35 des Geſetzes vom 29. Februar 1880, R. G. Bl. 
Nr. 35, beſtehenden Beziehungen; ſie laſſen unerwogen, daß nach den 
Eingangsworten des §S 20 (und wohl auch nach SS 1, 2 und 52) die 
Behörde zu beftimmen hat, bis zu welchem Umfange und wie, „je nach 
Beſchaffenheit des Falles und der Größe der Gefahr, unter Berück⸗ 
ſichtigung der betheiligten Verkehrsintereſſen“ das in lit. e des 8 20 
unter die gegen Seuchengefahr zuläſſigen Maßregeln eingereihte Verbot 
des freien Herumlaufeus der Hunde im Rahmen des § 35, Altnea 8, 
wirkſam zu geſtalten iſt, und ſie überſehen deshalb, daß die Behörde 
dieſe ihre Beſugniß nicht überſchritt, wenn ſie — zur Erleichterung der 
Hundebeſitzer ein Wahlrecht ſtatuirend — dem Anketten der Hunde, das 
ſie unbedingt und ausnahmslos vorzuſchreiben berechtigt war, nur die 
Vereinigung der Maßregeln des Anlegens von Maulkorben und des 
Führens an der Leine gleichgehalten hat. 

Es war demnach der nach Zulaß der SS 33 und 479 St. P. O. 
gegen die Freiſprüche ergriffenen Nichtigkeitsbeſchwerde der General⸗ 
procuratur Folge zu geben und gemäß $ 292 St. P. O. auf Feſtſtellung 
der unterlauſenen Gefetzesverletzung zu erkennen. 
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Notiz. 


(Ehen ruſſiſcher Staatsangehöriger im Auslande.) Das 
k. k. Miniſterium des Innern hat in jungſter Zeit Veranlaſſung genommen, bei 
der Faif. ruſſiſchen Regierung Aufklärungen über eine Reihe von Rechtsfragen ein⸗ 
zuholen, welche die Ehe ruſſiſcher Staatsangehöriger im Auslande zum Gegen: 
ſtande haben. In dieſer Beziehung hat ſodann das Miniſterium des Innern mit 
Erlaß vom 31. Auguſt 1898, 3. 20 287, ſämmtlichen politiſchen Landesſtellen 
Folgendes eröffnet: 

1. Das ruſſiſche Ehegeſetz kennt nur eine Form der Eheſchließung, nämlich 
die religiöſe, je nach dem Religionsbekenntniſſe der Brautleute. 

2. Nur jene von ruſſiſchen Staatsangehörigen im Auslande eingegangenen 
Ehen werden in Rußland als giltig anerkannt, welche vor kirchlichen Behörden 
(confeſſionellen Organen) unter Beobachtung der in dieſer Hinſicht in den ruſſiſchen 
Geſetzen enthaltenen Normen geſchloſſen worden ſind. Dieſe Normen ſind in der 
Hauptſache folgende: 

a) Wenn beide Brauttheile der nämlichen Confeſſion angehören, fo hat 
die Eheſchließung vor dem Cultusorgane dieſer Confeſſion ſtattzufinden. 

p) Gehört bei einer gemiſchten Ehe zwiſchen chriſtlichen Religionsverwandten 
der eine Theil der griechiſch orthodoxen Kirche an, fo iſt es ausdrückliche Vorſchriſt, 
daß die Eheſchließung vor dem griechiſch⸗orthodoren Prieſter ſtattfinde. 

e) Gehört bei gemiſchten Ehen zwiſchen chriſtlichen Religionsverwandten 
kein Theil der griechiſch⸗orthodoxen Kirche an, fo kann die Cheſchließung vor 
dem Seelſorger des einen oder des anderen Brauttheiles ſtattfinden. 

d) Was die Ehen zwiſchen Chriſten und Perſonen, welche ſich nicht zur 
chriſtlichen Religion bekennen, anbelangt, ſo verbietet das ruſſiſche Recht derartige 
Ehen, inſoweit Angehörige der griechiſch⸗orthodoxen oder der römiſch⸗katholiſchen 
Kirche in Frage kommen; es läßt dieſelben aber zu zwiſchen Angehörigen der 
evangeliſchen Religion einer: und Iſraeliten oder Mohamedanern andererſeits. 
In EN dieſer Art muß jedoch die Trauung in dem evangeliſchen Gotteshauſe 
ſtattfinden. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


3. Keinerlei ruſſiſche Gerichts⸗ oder Verwaltungsbehörde iſt berufen, ein 
Zeugniß darüber auszuſtellen, ob gegen eine von einem ruſſiſchen Staatsan⸗ 
gehörigen in Auslande geſchloſſene Ehe vom Standpunkte des ruſſiſchen Rechtes 
ein Hinderniß obwaltet oder nicht. 

An die Mittheilung der vorſtehenden Auskünfte des kaiſ. ruſſiſchen Aus⸗ 
wärtigen Amtes muß das k. k. Miniſterium des Innern die Bemerkung knüpfen, 
daß, was die sub 2, lit. d erwähnten Ehen zwiſchen Angehörigen der evangeliſchen 
Religion und Iſraeliten oder Mohamedanern anbelangt, das um die Mitwirkung 
bei einer derartigen Eheſchließung angegangene öſterreichiſche Trauungsorgan 
allerdings durch die ausnahmsloſe Norm des § 64 g. b. G. B. gebunden erſcheint. 


Perſonalieu. 


Se. Majeſtät haben dem Statthaltereirathe in Prag Joſef Paul Schro u— 
bek den Titel und Charakter eines Hofrathes tarfrei ee 1 

Se. Majeſtät haben den Viceconſul Eduard Otto zum zweiten Dragonan 
und den Viceconſul Fz. Koloſſa unter Verleihung des Titels eines Legattons⸗ 
Secretärs zum dritten Dragoman bei der k. u. k. Botſchaft in Conſtantinopel 
ernannt. 

Se Majeſtät haben dem beim Dragomanate der k. u. k. Botſchaft in Co n⸗ 
ſtantinopel verwendeten Viceconſul Aladar Ritter Steiger v. Dandez den 
Titel eines Attache verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat die 
Bezirkscommiſſäre Joſef Schweiger und Tullius Krauß zu Statthalterei- 
Secretären in Tirol und Vorarlberg ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Gewerbe⸗Inſpector II. Claſſe Wladimir Me⸗ 
telka in Olmütz zum Gewerbe⸗Inſpector I. Claſſe und den Gewerbe⸗Inſpector⸗ 
Aſſiſtenten Alfred Thyll in Prag zum Gewerbe-Inſpector II. Claſſe ernannt. 

Der Handelsminiſter hat die Poſtcontrolore Julius Epp und Alfred 
Spuller in Wien, dann den Poſtverwalter Mathias Haid in Lienz zu Ober 
poſtcontroloren ernannt. 

Der Statthalter in Niederöſterreich hat die Statthalterei⸗Concipiſten Moriz 
Freih. v. Streit, Mar Grafen Mac⸗Caffry of Kean More, Dr. Fdch. 
Wilh. Zeiner, Karl Pelikan v. Plauenwald, Ludw. Freih. Czekelins 
v. Roſenfeld und Dr. Manfred R. v. Vivenot zu Bezirkscommiſſären und 
die Statthalterei-Conceptspraktikanten Dr. Emil Kralowsky, Dr. Otto 
Steindl, Dr. Aug. Luzinsky, Dr. Guido Ciccimarra, Dr. Ludw. 
Roller, Dr. Foch. R. v. Kenner, Moriz R. v. Rohmann und Zdenko 
Freih. v. Wittmann zu Statthalterei⸗Concipiſten in Niederöſterreich ernannt— 

Der Statthalter in Niederöſterreich hat den Rechnungspraktikanten Heinr. 
Beſel zum Rechnungsaſſiſtenten ernannt. 

Das Präſidium der k. k. n. 6. Finanz⸗Landesdirection hat die Finanz⸗ 
concipiſten Dr. Max Wohl, Dr. Joh. Freih. v. Cnobloch und Dr. Theodor 
Stöhr zu Steuer⸗Inſpectoren, die Finanz⸗Conceptspraktikanten Ludwig Ritter 
Bärnklau v. Schönreuth, Dr. Eduard Bureſch und Dr. Victor Volff zu 
Finanzconcipiſten ernannt. 

Das Präſidium der k. k. n. ö. Finanz⸗Landesdirection hat den Zollamts⸗ 
caſſier Serafin Franiek und die Zollamtsofficiale Camillo Garber, Ottokar 
Fels und Bohuslav Kryſtufek zu Zolloberamtsofficialen, den Zollamts⸗ 
official Leop. Aigner zum Zollamtscaſſier, die Zollamtsaſſiſtenten Marino 
Clausnitz, Carl Leutmötzer, Karl Scheich und Karl Jakob zu Zollamts— 
officialen, den prov. Zollamtsaſſiſtenten Guſtab Günther und die Zollamls⸗ 
praktikanten Anton Schreiber, Georg Lippert und Rud. Kloß zu Zoll: 
anitsaſſiſtenten beim Hauptzollamte in Wien ernannt. 


Erledigungen. 


1 Rechnungsrevidentenſtelle in der IX. Rangsclaſſe, event. 1 Rech 
nungsofficialsſtelle in der X. Rangsclaſſe, event. 1 Rechnungsaſſi⸗ 
ſtentenſtelle in der XI. Rangsclaſſe bei der dalmatiniſchen Statthalterei bis 
28. October. (Amtsblatt Nr. 241.) - 

1 Hauptcaſſiersſtelle in der VIII. Rangsclaſſe, event. 1 Caſſa⸗ 
beamtenftelle in der IX., event. in der X. Rangsclaſſe mit Naturalwohnung, 
Brennholz⸗, Kohle⸗ und Salzdeputat im Status der alpinen Verwaltungen bis 
10. November. (Amtsblatt Nr. 242.) 

Mehrere techniſche Beamtenſtellen in der X. bis incl. VII. Rangs⸗ 
claſſe, ferner 2 Praktikantenſtellen mit je 600 fl. Adjutum beim k. k. Handels⸗ 
miniſterium bis 21. November. (Amtsblatt Nr. 244.) 

1 Secundararztesſtelle mit 400 fl. Jahresrenumeration nebſt Woh⸗ 
nung, Verköſtigung nach der I. Claſſe und Beheizung bei der mähr. Landes⸗ 
krankenanſtalt in Olmütz bis 10. November. (Amtsblatt Nr. 245.) 

1 Obercom miſſärsſtelle mit 2400 fl. und 1 Commiſſärsſtelle mit 
1900 fl. Jahresbezug bei der k. k. Normal⸗Aichungscommiſſion in Wien bis 
14. November. (Amtsblatt Nr. 245.) 


Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkeuntuiffen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 85 und 86 der Erkenntniſſe 1897. 


Druck von Gottlieb Giſtel & Comp. in Wien. 


